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§ 80 
(1) Widerspruch und Anfechtungsklage haben aufschiebende Wirkung. Das gilt auch bei
rechtsgestaltenden und feststellenden Verwaltungsakten sowie bei Verwaltungsakten 
mit Doppelwirkung (§ 80a).

(2) Die aufschiebende Wirkung entfällt nur

1. bei der Anforderung von öffentlichen Abgaben und Kosten,

2. bei unaufschiebbaren Anordnungen und Maßnahmen von Polizeivollzugsbeamten,

3. in anderen durch Bundesgesetz oder für Landesrecht durch Landesgesetz vorge-
schriebenen Fällen, insbesondere für Widersprüche und Klagen Dritter gegen Verwal-
tungsakte, die Investitionen oder die Schaffung von Arbeitsplätzen betreffen,

4. in den Fällen, in denen die sofortige Vollziehung im öffentlichen Interesse oder im 
überwiegenden Interesse eines Beteiligten von der Behörde, die den Verwaltungsakt er-
lassen oder über den Widerspruch zu entscheiden hat, besonders angeordnet wird.

Die Länder können auch bestimmen, daß Rechtsbehelfe keine aufschiebende Wirkung 
haben, soweit sie sich gegen Maßnahmen richten, die in der Verwaltungsvollstreckung 
durch die Länder nach Bundesrecht getroffen werden.

(3) In den Fällen des Absatzes 2 Nr. 4 ist das besondere Interesse an der sofortigen 
Vollziehung des Verwaltungsakts schriftlich zu begründen. Einer besonderen Begrün-
dung bedarf es nicht, wenn die Behörde bei Gefahr im Verzug, insbesondere bei dro-
henden Nachteilen für Leben, Gesundheit oder Eigentum vorsorglich eine als solche be-
zeichnete Notstandsmaßnahme im öffentlichen Interesse trifft.

(4) Die Behörde, die den Verwaltungsakt erlassen oder über den Widerspruch zu ent-
scheiden hat, kann in den Fällen des Absatzes 2 die Vollziehung aussetzen, soweit nicht
bundesgesetzlich etwas anderes bestimmt ist. Bei der Anforderung von öffentlichen Ab-
gaben und Kosten kann sie die Vollziehung auch gegen Sicherheit aussetzen. Die Aus-
setzung soll bei öffentlichen Abgaben und Kosten erfolgen, wenn ernstliche Zweifel an 
der Rechtmäßigkeit des angegriffenen Verwaltungsakts bestehen oder wenn die Vollzie-
hung für den Abgaben- oder Kostenpflichtigen eine unbillige, nicht durch überwiegende 
öffentliche Interessen gebotene Härte zur Folge hätte.

(5) Auf Antrag kann das Gericht der Hauptsache die aufschiebende Wirkung in den Fäl-
len des Absatzes 2 Nr. 1 bis 3 ganz oder teilweise anordnen, im Falle des Absatzes 2 Nr.
4 ganz oder teilweise wiederherstellen. Der Antrag ist schon vor Erhebung der Anfech-

Richard U. Haakh * Vorläufiger Rechtsschutz gegenüb er belastenden Verwaltungsakten * Stand: September 2016 ©
Unterricht@Haakh-online.de

2



tungsklage zulässig. Ist der Verwaltungsakt im Zeitpunkt der Entscheidung schon vollzo-
gen, so kann das Gericht die Aufhebung der Vollziehung anordnen. Die Wiederherstel-
lung der aufschiebenden Wirkung kann von der Leistung einer Sicherheit oder von 
anderen Auflagen abhängig gemacht werden. Sie kann auch befristet werden.

(6) In den Fällen des Absatzes 2 Nr. 1 ist der Antrag nach Absatz 5 nur zulässig, wenn 
die Behörde einen Antrag auf Aussetzung der Vollziehung ganz oder zum Teil abgelehnt 
hat. Das gilt nicht, wenn 

1. die Behörde über den Antrag ohne Mitteilung eines zureichenden Grundes in ange-
messener Frist sachlich nicht entschieden hat oder

2. eine Vollstreckung droht.

(7) Das Gericht der Hauptsache kann Beschlüsse über Anträge nach Absatz 5 jederzeit 
ändern oder aufheben. Jeder Beteiligte kann die Änderung oder Aufhebung wegen ver-
änderter oder im ursprünglichen Verfahren ohne Verschulden nicht geltend gemachter 
Umstände beantragen.

(8) In dringenden Fällen kann der Vorsitzende entscheiden.

§ 113 
(1) Soweit der Verwaltungsakt rechtswidrig und der Kläger dadurch in seinen Rechten 
verletzt ist, hebt das Gericht den Verwaltungsakt und den etwaigen Widerspruchsbe-
scheid auf. Ist der Verwaltungsakt schon vollzogen, so kann das Gericht auf Antrag auch
aussprechen, daß und wie die Verwaltungsbehörde die Vollziehung rückgängig zu ma-
chen hat. Dieser Ausspruch ist nur zulässig, wenn die Behörde dazu in der Lage und 
diese Frage spruchreif ist. Hat sich der Verwaltungsakt vorher durch Zurücknahme oder 
anders erledigt, so spricht das Gericht auf Antrag durch Urteil aus, daß der Verwaltungs-
akt rechtswidrig gewesen ist, wenn der Kläger ein berechtigtes Interesse an dieser Fest-
stellung hat.

(2) Begehrt der Kläger die Änderung eines Verwaltungsakts, der einen Geldbetrag fest-
setzt oder eine darauf bezogene Feststellung trifft, kann das Gericht den Betrag in ande-
rer Höhe festsetzen oder die Feststellung durch eine andere ersetzen. Erfordert die Er-
mittlung des festzusetzenden oder festzustellenden Betrags einen nicht unerheblichen 
Aufwand, kann das Gericht die Änderung des Verwaltungsakts durch Angabe der zu Un-
recht berücksichtigten oder nicht berücksichtigten tatsächlichen oder rechtlichen Verhält-
nisse so bestimmen, daß die Behörde den Betrag auf Grund der Entscheidung errech-
nen kann. Die Behörde teilt den Beteiligten das Ergebnis der Neuberechnung unverzüg-
lich formlos mit; nach Rechtskraft der Entscheidung ist der Verwaltungsakt mit dem ge-
änderten Inhalt neu bekanntzugeben.

(3) Hält das Gericht eine weitere Sachaufklärung für erforderlich, kann es, ohne in der 
Sache selbst zu entscheiden, den Verwaltungsakt und den Widerspruchsbescheid auf-
heben, soweit nach Art oder Umfang die noch erforderlichen Ermittlungen erheblich sind
und die Aufhebung auch unter Berücksichtigung der Belange der Beteiligten sachdien-
lich ist. Auf Antrag kann das Gericht bis zum Erlaß des neuen Verwaltungsakts eine 
einstweilige Regelung treffen, insbesondere bestimmen, daß Sicherheiten geleistet wer-
den oder ganz oder zum Teil bestehen bleiben und Leistungen zunächst nicht zurück-
gewährt werden müssen. Der Beschluß kann jederzeit geändert oder aufgehoben wer-
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den. Eine Entscheidung nach Satz 1 kann nur binnen sechs Monaten seit Eingang der 
Akten der Behörde bei Gericht ergehen.

(4) Kann neben der Aufhebung eines Verwaltungsakts eine Leistung verlangt werden, so
ist im gleichen Verfahren auch die Verurteilung zur Leistung zulässig.

(5) Soweit die Ablehnung oder Unterlassung des Verwaltungsakts rechtswidrig und der 
Kläger dadurch in seinen Rechten verletzt ist, spricht das Gericht die Verpflichtung der 
Verwaltungsbehörde aus, die beantragte Amtshandlung vorzunehmen, wenn die Sache 
spruchreif ist. Andernfalls spricht es die Verpflichtung aus, den Kläger unter Beachtung 
der Rechtsauffassung des Gerichts zu bescheiden.

§ 114 
Soweit die Verwaltungsbehörde ermächtigt ist, nach ihrem Ermessen zu handeln, prüft 
das Gericht auch, ob der Verwaltungsakt oder die Ablehnung oder Unterlassung des 
Verwaltungsakts rechtswidrig ist, weil die gesetzlichen Grenzen des Ermessens über-
schritten sind oder von dem Ermessen in einer dem Zweck der Ermächtigung nicht ent-
sprechenden Weise Gebrauch gemacht ist. Die Verwaltungsbehörde kann ihre Er-
messenserwägungen hinsichtlich des Verwaltungsaktes auch noch im verwaltungsge-
richtlichen Verfahren ergänzen.

§ 122 
(1) §§ 88, 108 Abs. 1 Satz 1, §§ 118, 119 und 120 gelten entsprechend für Beschlüsse.

(2) Beschlüsse sind zu begründen, wenn sie durch Rechtsmittel angefochten werden 
können oder über einen Rechtsbehelf entscheiden. Beschlüsse über die Aussetzung der
Vollziehung (§§ 80, 80a) und über einstweilige Anordnungen (§ 123) sowie Beschlüsse 
nach Erledigung des Rechtsstreits in der Hauptsache (§ 161 Abs. 2) sind stets zu be-
gründen. Beschlüsse, die über ein Rechtsmittel entscheiden, bedürfen keiner weiteren 
Begründung, soweit das Gericht das Rechtsmittel aus den Gründen der angefochtenen 
Entscheidung als unbegründet zurückweist.

§ 123 
(1) Auf Antrag kann das Gericht, auch schon vor Klageerhebung, eine einstweilige An-
ordnung in bezug auf den Streitgegenstand treffen, wenn die Gefahr besteht, daß durch 
eine Veränderung des bestehenden Zustands die Verwirklichung eines Rechts des An-
tragstellers vereitelt oder wesentlich erschwert werden könnte. Einstweilige Anordnun-
gen sind auch zur Regelung eines vorläufigen Zustands in bezug auf ein streitiges 
Rechtsverhältnis zulässig, wenn diese Regelung, vor allem bei dauernden Rechtsver-
hältnissen, um wesentliche Nachteile abzuwenden oder drohende Gewalt zu verhindern 
oder aus anderen Gründen nötig erscheint.

(2) Für den Erlaß einstweiliger Anordnungen ist das Gericht der Hauptsache zuständig. 
Dies ist das Gericht des ersten Rechtszugs und, wenn die Hauptsache im Berufungsver-
fahren anhängig ist, das Berufungsgericht. § 80 Abs. 8 ist entsprechend anzuwenden.

(3) Für den Erlaß einstweiliger Anordnungen gelten §§ 920, 921, 923, 926, 928 bis 932, 
938, 939, 941 und 945 der Zivilprozeßordnung entsprechend.

(4) Das Gericht entscheidet durch Beschluß.
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(5) Die Vorschriften der Absätze 1 bis 3 gelten nicht für die Fälle der §§ 80 und 80a.
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